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Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum
Schutz vor der Geflügelpest;

Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen
zu präventiven Zwecken

Die Stadt Ingolstadt erlässt auf Grund von § 6 Abs. 2 der Verord-
nung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verord-
nung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2018
(BGBl. I S. 1665), § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31.03.2020 (BGBl. I S.
1170) i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15.10.2018 (BGBl. I S. 1665), Art.
6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht
und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung (Landesstraf- u. Verordnungsgesetz –
LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1982
(BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt durch § 2
des Gesetzes vom 27.04.2020 (GVBl. S. 236) geändert worden ist,
und Art. 3 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetz (GDVG) vom 24.07.2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS
2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24.07.2020
(GVBl. S. 370) geändert worden ist folgende

Allgemeinverfügung:
1. Alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die Geflügel im

Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Geflügelpest-Verordnung (hie-
runter fallen: Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner,
Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse, die in Gefan-
genschaft aufgezogen oder gehalten werden) im Gebiet der
Stadt Ingolstadt bis einschließlich 1.000 Stück Geflügel halten,
haben sicherzustellen, dass

a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen
Standorte des Geflügels gegen unbefugten Zutritt oder unbe-
fugtes Befahren gesichert sind, die Ställe oder die sonstigen
Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur
mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzklei-
dung betreten werden und dass diese Personen die Schutz-
oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles oder
sonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen,

b.Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und
desinfiziert und Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unver-
züglich unschädlich beseitigt wird,

c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu
eingesetzten Gerätschaften und der Verladeplatz gereinigt
und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung die
frei gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen
Einrichtungen und Gegenstände gereinigt und desinfiziert
werden,

d.betriebseigene Fahrzeuge abweichend von§ 17 Absatz 1 und
2 der Viehverkehrsverordnung unmittelbar nach Abschluss ei-
nes Geflügeltransports auf einem befestigten Platz gereinigt
und desinfiziert werden,

e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der
Geflügelhaltung eingesetzt und

aa) in mehreren Ställen oder
bb) von mehreren Betrieben gemeinsam

benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen
Stall oder, in den Fällen des Buchstaben b, im abgebenden
Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden,

f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchge-
führt wird und hierüber Aufzeichnungen gemacht werden,

g.der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur
Aufbewahrung verendeten Geflügels nach jeder Abholung,
mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und desinfi-
ziert wird oder werden,

h.eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände
sowie eine Einrichtung zum Wechseln und Ablegen der Klei-
dung und zur Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird.

2. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen
ähnlicher Art, bei denen Geflügel und gehaltene Vögel ande-
rer Arten als Geflügel verkauft, gehandelt oder zur Schau
gestellt werden, sind im Stadtgebiet Ingolstadt verboten.

3. Für Wildvögel im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 7 Geflügelpest-Ver-
ordnung (hierunter fallen: Hühnervögel, Gänsevögel, Greif-
vögel, Eulen, Regenpfeiferartige, Lappentaucherartige oder
Schreitvögel) gilt ein allgemeines Fütterungsverbot im gesam-
ten Stadtgebiet Ingolstadt.

4. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 3 des
Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

5. Kosten werden nicht erhoben.
6. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentli-

chung als bekannt gegeben.
Gründe:

I.
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine anzeigepflichtige
Tierseuche. Seit 19.11.2020 wurden Ausbrüche von hochpatho-
gener Geflügelpest des Subtyps H5N8 bei Wildvögeln in Passau
und seit Januar 2021 in Landsberg am Lech, Haßberge und
Starnberg festgestellt. Am 29.01.2021 wurde die Krankheit auch
bei Hühnern und Enten einer Geflügelhaltung in Bayreuth nach-
gewiesen.
Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat am 07.01.2021 eine Risi-
koeinschätzung zum Auftreten von HPAI H5N8 in Deutschland
veröffentlicht. In dieser Risikobewertung wird das Risiko des
Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 in Hausgeflügelbe-
ständen über Wildvögel bundesweit als hoch eingeschätzt. Das
FLI empfiehlt in seiner Risikoeinschätzung u.a. die Umsetzung
strenger Biosicherheitsmaßnahmen in Geflügelbetrieben.

II.
Die Stadt Ingolstadt ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und
gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz
(BayVwVfG) örtlich zuständig.

Begründung Nr. 1
Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 1 der Verfügung er-
folgt in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 6 Absatz 1 Geflügel-
pest-Verordnung, die generell erst für Geflügelhaltungen ab
1.000 Stück Geflügel gelten, auf Grundlage des § 6 Abs. 2 Geflü-
gelpest-Verordnung.
Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel vor allem
durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder durch Kon-
takt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien
wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzklei-
dung erfolgt, ist es erforderlich, die Geflügelhaltungen in Ingol-
stadt zu schützen und den Eintrag oder die Verschleppung des
Virus in bzw. aus Nutzgeflügelbestände zu vermeiden. Die
Anordnung der in der Verfügung genannten Maßnahmen sind
geeignet, das Risiko des Eintrags von Geflügelpestvirus in Geflü-
gelhaltungen bzw. dessen Verbreitung zu vermindern.

Begründung Nr. 2
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten
sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und gehalte-
nen Vögeln anderer Arten als Geflügel in Nr. 2 dieser Allgemein-
verfügung ergibt sich aus § 4 Abs. 2 der ViehVerkV i.V.m. § 7
Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung. Gemäß § 38 Abs. 11 i.V.m.
§ 6 Abs. 1 Nr. 4 TierGesG kann die zuständige Behörde zur Vor-
beugung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügun-
gen über die Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich de-
rer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das angeordnete Verbot
von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Ver-
anstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und gehaltenen
Vögeln anderer Arten als Geflügel im Stadtgebiet Ingolstadt ist
erforderlich, da durch den bei solchen Veranstaltungen gegebe-
nen engen Kontakt von Tieren ein bislang nicht abschätzbares
Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Ver-
schleppung von potentiell infizierten Tieren möglich ist.

Begründung Nr. 3
Das in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung angeordnete allgemei-
ne Fütterungsverbot von Wildvögeln erfolgt auf Grundlage von
Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, da virushaltige Ausscheidun-
gen von Wildvögeln jederzeit z.B. Oberflächengewässer, Futter-
mittel und Einstreu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel mit In-
fluenzaviren, die für das Geflügel pathogen sind, kontaminie-
ren können. Die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel
erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren
oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminier-
ten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk
oder Schutzkleidung. Um die Verbreitung des Virus durch direk-
ten Kontakt zwischen Wildvögeln so weit wie möglich zu ver-
meiden ist es aus fachlichen Erwägungen erforderlich, Fütterun-
gen von Wildvögeln zu unterbinden, denn die Fütterungsplätze
stellen naturgemäß entsprechende „Hot-Spots“ dar, an denen
viele Wildvögel zur gleichen Zeit zusammentreffen.

Begründung Nr. 4
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1
bis 3 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Satz 1 Abs. 2
Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären Influenza
H5N8 (HPAI) um eine hochansteckende und leicht übertragbare
Tierseuche handelt, deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen
Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht.
Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche
müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung grei-
fen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit
der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seucheneinschlep-
pung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das
öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entge-
genstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wir-
kung eines eventuellen Widerspruchs.

Begründung Nr. 5
Die Kostenentscheidung in Nr. 5 dieses Bescheides beruht auf
Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesund-
heitsgesetzes (BayAGTierGesG).

Begründung Nr. 6
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schrift-
licher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt
gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4
Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühes-
tens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt wer-
den. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese
Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im
Amtsblatt als bekannt gegeben gilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner
Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in
München erhoben werden.
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
a. Schriftlich oder zur Niederschrift

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle erhoben werden.
Die Anschrift lautet:
Bayerischen Verwaltungsgericht in München,
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

b. Elektronisch
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in
München auch elektronisch nach Maßgabe der Internetprä-
senz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de)
zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.
Hierfür ist die Übermittlung eines elektronischen Dokuments
mit qualifizierter elektronischer Signatur an folgende Adresse
notwendig:
Bayerisches Verwaltungsgericht: www.egvp.de

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-

trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur
Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehel-
fen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Stadt Ingol-
stadt bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit
(www.vgh.bayern.de ).
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.

Haushaltssatzung der Stadt Ingolstadt
für das Haushaltsjahr 2021

I.
Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Stadt
Ingolstadt folgende Haushaltssatzung:

§ 1
(1)Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts-

jahr 2021 wird hiermit festgesetzt;
er schließt im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen 528.437.200 Euro
und Ausgaben mit
und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen
und Ausgaben mit 193.940.800

ab
§ 2

(1)Kreditaufnahmen der Stadt für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

(2)Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men im Vermögensplan des Regiebetriebes mit abweichen-
dem Rechnungswesen „BgA Energiegewinnung“ sind nicht
vorgesehen.

§ 3
(1)Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im

Vermögenshaushalt wird auf 98.700.700 Euro festgesetzt.
(2)Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im

Vermögensplan des Regiebetriebes mit abweichendem Rech-
nungswesen „BgA Energiegewinnung“ wird auf 975.900 Euro
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteu-
ern werden wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 350 v. H.
b) für die Grundstücke (B) 460 v. H.

2. Gewerbesteuer 400 v. H.
§ 5

(1)Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf
50.000.000 Euro festgesetzt.

(2)Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Auszahlungen nach dem Wirtschaftsplan des Regie-
betriebes mit abweichendem Rechnungswesen „BgA Energie-
gewinnung“ wird auf 19.200 Euro festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft.

II.
Die Regierung von Oberbayern hat mit Schreiben vom
22.01.2021 AZ 12.2-1512IN21 mitgeteilt, dass sie die vom Stadt-
rat am 14.12.2020 beschlossene Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2021 überprüft und rechtsaufsichtlich genehmigt hat.
Die Haushaltssatzung 2021 liegt samt Anlagen gemäß Art. 65
Abs. 3 der Gemeindeordnung ab dem Tage der Bekanntma-
chung bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung in der Kämmerei der Stadt Ingolstadt, Theodor-
Heuss-Straße 53, Zimmer 021, innerhalb der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsichtnahme aus.

Ingolstadt, den 29.01.2021
Stadt Ingolstadt
Dr. Christian Scharpf, Oberbürgermeister
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AMTLICHE MITTEILUNGEN DER STADT INGOLSTADT

Bekanntmachung
Einziehung eines Feldweges (Teilstück)

Die Stadt Ingolstadt beabsichtigt, das Teilstück des ehemaligen
Feldweges „Oberer Krautgartenweg“ laut Lageplan einzuzie-
hen, da er jegliche Verkehrsbedeutung verloren hat.
Der Vorgang kann im Tiefbauamt der Stadt Ingolstadt, Techni-
sches Rathaus, Spitalstraße 3, im 4. Stock, Zimmer 402, eingese-
hen werden.

Öffentliche Bekanntmachung Steuertermin
Öffentliche Bekanntmachung zur Festsetzung der Steuern:
Die Stadtkasse weist auf den Steuertermin am 15.02.2021 hin.

Zur Zahlung sind fällig:
1. Grundsteuer A und B,

in Höhe der durch Bescheid festgesetzten vierteljährlichen Rate.
2. Gewerbesteuer,

in Höhe der durch Bescheid festgesetzten vierteljährlichen
Vorauszahlungsrate.

Wichtige Hinweise:
Wird die jeweilige Steuer nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitsta-
ges entrichtet, entstehen zusätzliche Nebenforderungen wie
Mahngebühren und Säumniszuschläge.

Eigentümer-Wechsel:
Gegenüber der Stadt Ingolstadt ist der bisherige Eigentümer für

das laufende Jahr bis einschließlich 31.12. steuerpflichtig („Ver-
kaufs-Jahr“).
Die Steuerpflicht für die Grundsteuer richtet sich ausschließlich
nach den Verhältnissen zu Beginn eines Kalenderjahres. Ände-
rungen, wie z.B. Veräußerung des Grundstücks, die während
des Kalenderjahres eingetreten sind, werden für die Grundsteu-
er vom n ä c h s t e n Kalenderjahr an durch das Finanzamt In-
golstadt berücksichtigt (Stichtag = 01. Januar).
Notariell beurkundete Vereinbarungen wegen des Übergangs
von Besitz, Nutzen und Lasten aller Art zu einem bestimmten
Zeitpunkt ändern nichts an der Steuerpflicht während des lau-
fenden Jahres.
Sofern privatrechtliche Vereinbarungen zwischen Verkäufer
und Käufer getroffen wurden, kann der bisherige Eigentümer
die Grundstückslasten (Steuern und Abgaben) vom neuen Ei-
gentümer fordern.
Nur bezüglich der Abfall-, Straßenreinigungs- und Nieder-
schlagswassergebühren ist eine Umschreibung während des lau-
fenden Jahres möglich. Wenden Sie sich bitte an das Ingolstäd-
ter Kommunalunternehmen, Tel. 305-3334.
Um den Zahlungsverkehr im Besteuerungsverfahren zu vereinfa-
chen, weisen wir auf die Möglichkeit zur Teilnahme am SEPA-
Lastschrift-Einzugsverfahren hin. Erklärungen können nur schrift-
lich im Original, per e-mail oder Fax unter Verwendung des SEPA-
Lastschriftmandats, abrufbar unter www.ingolstadt.de Formu-
larcenter im Bürgerportal, bei der Kämmerei - Gemeindesteuern,
85047 Ingolstadt, eingereicht werden (e-mail: gemeindesteu-
ern@ingolstadt.de oder FAX 0841/305-1359). Telefonische Mittei-
lungen können leider nicht berücksichtigt werden.

Konten der Stadtkasse:
- Sparkasse Ingolstadt

IBAN DE48 7215 0000 0000 0009 27 BIC BYLADEM1ING
- Volksbank Raiffeisenbank Bayern Mitte EG

IBAN DE86 7216 0818 0000 7063 29 BIC GENODEF1INP
- Postbank München

IBAN DE35 7001 0080 0019 2008 09 BIC PBNKDEFF700

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Ingolstädter Kommunalbauten GmbH & Co.KG beabsichtigt
folgende Leistung nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu ver-
geben:
Georgianum (GeOR) - Tischlerarbeiten Fenster,
Nr. KOB-0028-2021 -B-IN
Einreichungstermin: 03.03.2021 um 10:45 Uhr
Ausführungsort: Ingolstadt. Abwicklung der Ausschreibung
über das Baureferat,
Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450,
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung
über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Hochbauamt, beabsichtigt folgende
Leistung nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu vergeben:
Neubau GS Lessingstraße:

- Malerarbeiten, Nr. 665-0009-2021 -B-IN
Einreichungstermin: 09.03.2021 um 10:45 Uhr

- Fliesenarbeiten, Nr. 665-0010-2021 -B-IN
Einreichungstermin:09.03.2021 um 11:15 Uhr
- Natursteinarbeiten, N r. 665-0011 -2021 -B-IN
Einreichungstermin:09.03.2021 um 11:45 Uhr

Ausführungsort: Ingolstadt. Abwicklung der Ausschreibung
über das Baureferat,
Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450,
E-Mail: vergabeingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung
über dieVergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Bürgerstiftung Ingolstadt
Liste der Stifter und Zustifter

Entsprechend den Statuten der Bürgerstiftung Ingolstadt veröf-
fentlicht die Stadt Ingolstadt jährlich die Liste der Gründungs-
stifter und Zustifter.

Gründungsstifter 2004
- Sparkasse Ingolstadt
- Media-Saturn-Systemzentrale GmbH
- AUDI AG
- GRUND-IDEE Wohn- und Gewerbebau GmbH
- Fritz Böhm
- Georg Schäff
- Peter Jackwerth
- Karl Gruber
- Jürgen Arnold
- Raiffeisenbank Ingolstadt e.G.
- Backhaus Hackner OHG
- Bauzentrum Mayer Neuburg GmbH & Co. KG
- EDEKA Handelsgesellschaft Südbayern mbH
- Clemens Häusler
- Eva-Christina Wittmann-Ott und Dr. Wolfgang Ott
- Inge Scherm
- Reinhard Büchl
- Sigrid und Dr. Franz-Josef Paefgen
- ESSO Deutschland GmbH
- Elin Reissmüller
- Helga Kellerhals
- Erich Kellerhals

Zustifter
- Prof. Dr. Carl Michael Büsing
- Dr. Ulrich Schwerbrock
- Wittmann & Hofmann AG
- Erich Rödel
- Hildegard und Hans Zeitler
- Herrnbräu GmbH & Co. KG
- Dorothea und Dr. Gerhard Hentsch
- Gerda Bauer
- Unger-Küblböck-Unternehmensgruppe
- Clemens Häusler
- Alexander Orthmann
- Karin und Dr. Martin Reissig

Spender
- Stadtbus Ingolstadt GmbH
- Architekturbüro Manfred Törmer
- Franz Langhammer und Christian Müller
- Dr. Dorothea Deneke-Stoll
- Xaver Halbig
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